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der Sowjetunion gemadit, wobei er prosperierende 
freie Handelsbeziehungen auf Präferenzbasis gegen 
sdiw ierige Kompensationsgesdiäfte eingetausdit hat. 
Die Rationierung der Lebensmittel und der Mangel an 

■ vielen sonstigen lebenswiditigen Gütern auf Kuba sind 
der beste Beweis dafür, wohin eine doktrinäre 
A usriditung eine soziale Revolution abgleiten lassen 
kann.

V oraussetzungen  fü r  d en  E r fo lg  
so z ia le r  R evo lu tio n en  in  S ü d a m erika

Alle sozialen Revolutionen, die bisher Lateinamerika 
ersdiüttert haben, beruhten im w esentlidien auf zwei 
Konzepten: der Besserstellung der breiten Masse der 
Landbevölkerung, die im allgem einen durdi A grarre­
formen angestrebt wurde, und der Besdineidung der 
M adit des Auslandskapitals. Dazu kam nodi im einen 
oder anderen Land die bewußte Forcierung der Indu­
strialisierung, um den Lebensstandard zu erhöhen. 
Längst aber ist man in einsiditigen Kreisen zu der 
Überzeugung gelangt, daß diese Maßnahmen allein 
nidit ausreidien und ihre Übertreibung zum wirtschaft- 
lidien und sozialen Chaos führen kann.

Es ist notwendig, die öffentlidieii Verwaltungen zu 
reform ieren, dam it sie  den großen Entwidclungsauf- 
gaben gew adisen sind. Die Steuer- und Steuereintrei­
bungssysteme müssen überholt werden, damit dieje­
nigen die H auptlast tragen, die am besten dafür ge­
eignet sind. Dazu sollten Erziehungsreformen einge­
führt werden, die das nodi erschreckend verbreitete 
A nalphabetentum  überwinden helfen. Solange nodi 
1 ,5%  d er Landbesitzer Lateinamerikas über d ie  Hälfte 
des genutzten Bodens des Subkontinents verfügen, 
sdiätzungsweise die Hälfte aller Lateinamerikaner 
A nalphabeten Bind, die öffentlidien V erw altungen zu­
meist ein Eldorado der Korruption darstellen  und 
jäh rlid i etwa d er Gegenwert von 2 Mrd. $ an Steu­
ern hinterzogen wird, bleibt nodi m andies zu tun, 
wenn die Hilfe der „Allianz für den F ortsdiritt“ eines 
Tages auf w irklidi fruditbaren Boden fallen soll. Falls 
die notwendigen sozialen und sonstigen Maßnahmen 
nicht noch reditzeitig in dynam isdier Evolution durdi- 
gesetzt werden, besteht alle Veranlassung, anzuneh­
men, daß den  h ier kurz skizzierten sozialen Revolu­
tionen nodi andere nadifolgen werden, von denen 
man n id it weiß, ob ihre Träger die W eisheit der 
Mäßigung kennen werden.

Die junge Republik Zypern und ihre Wirtschaftsprobleme
Panagiotls Papadas, z. Z. Hamburg

Im Februar 1959 konnte die Lösimg der Zypem frage 
gefunden werden, die die vierjährige blutige Aus­

einandersetzung zwisdien Briten, Griechen und Türken 
beseitigte und eine Grundlage für die Bildung der Re­
publik Zypern sdiuf. Geebnet w orden ist der W eg 
dazu vor allem durdi die Bemühungen des General­
sekretärs der NATO und die einstimmig angenom­
mene Resolution der Generalversammlung der V er­
einten Nationen vom 5. Dezember 1958, in der der 
W unsdi ausgesprodien wurde, daß sich die streitenden 
Staaten weiterhin bemühen sollten, „eine friedlidie 
dem okratisdie und geredite Lösung ln Übereinstim­
mung mit der Satzimg der V ereinten Nationen herbei­
zuführen".

Das Ergebnis der Züridier Besprediungen vom 6. bis 
11. Februar 1959 zwisdien den M inisterpräsidenten 
von Griedienland und der Türkei sowie der Konferenz 
vom 17. bis 19. Februar 1959 im Lancaster House in 
London, an der außer den V ertretern  Großbritanniens, 
Griedienlands und der Türkei audi V ertreter der 
griediisdien und türkisdien Volksgruppen auf Zypern 
teilnahmen, w ar das Abkommen zur Erriditung der 
unabhängigen Republik Zypern.

D er stadtspolitische S ta tus

Das Zypemäbkommen *) besteht aus einem Memoran­
dum vom 19. Februar 1959 und neun Dokumenten als An­
hang. Darin wird die Unabhängigkeit der Republik

Zypern seitens Großbritanniens, G riedienlands und 
der Türkei akzeptiert. Ferner wird der völkerreditlidie 
und verfassungsreditlidie Status Zyperns bestimmt. Das 
Abkommen erkennt die beiden Bevölkerungsgruppen 
auf Zypern an. Die Grundlage für die Untersdieidung 
in Türken und Griedien ist nicht die ethnisdie Ver- 
sdiiedenheit der Volksgemeinsdiaften, sondern ihre 
ursprünglidie Religionszugehörigkeit. H iernadi gelten 
die M itglieder der griechisdi-orthodoxen Kirdie als 
Griedien, w ährend die M ohammedaner als Türken zu 
betraditen  sind. Es ist das w iditigste M erkmal der 
Londoner Zypernlösung, daß sie nidit einen neuen 
N ationalstaat, sondern einen Zw eivölkerstaat ge­
sdiaffen hat. 2)

Der verfassungsreditlidie Teil des  Abkommens sah die 
Ausarbeitung einer Verfassung vor, die einerseits die 
in Züridi vereinbarte „fundamentale Struktur der Re­
publik Zypern" aufnehmen und andererseits mit deren 
Bestimmungen übereinstimmen sollte. Mit der A usar­
beitung der Verfassung w urde eine gem isdite Kom­
mission in Zypern beauftragt, die je  einen V ertreter 
der griediisdien und türkischen Volksgruppen und 
einen von den Außenministern Griechenlands und der 
Türkei ernannten Reditsberater als M itglieder hatte.

*) D er Text des Abkommens is t zu finden in : Ludwig D i s c h 1 e r : 
.D ie Z ypernfrage“, Dokum ente, F rankfurt a. M. — Berlin 1960, 
S. 151 ff.

*) V gl. Fried.-K arl K i e n i t z  : »Die neue R epublik  C ypern“, 
Sdiriften  des H am burgisdien W elt-W irtsd iafts-A rdiivs, Reihe B, 
Ham burg 1960, S. 7.
*) D aran w aren  die S taa tsred itle r P rofessor Them istokles Tsatos 
(jetziger B otsdiafter G riedienlands in  der B undesrepublik), Pro­
fessor N ihdat Erim und der Lausanner R ed itsgelehrte  Professor 
M arcel Bridel beteilig t.
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Der Form nach besitzt die Republik Zypern ein Präsi­
dialsystem, das mutatis m utandis dem jenigen der USA 
ähnlich ist.

Als oberste Organe der Exekutive fungieren der P rä­
sident und der V izepräsident der Republik. Der Präsi­
dent muß griechischer, der Vizepräsident türkischer 
Zypriot sein. Beide werden für fünf Jah re  gewählt. 
Das Kabinett wird aus sieben griechischen und drei 
türkischen M inistern gebildet. Der Präsident bestimmt 
die griechischen, der V izepräsident die türkischen Mit­
glieder. Das Außenministerium oder das Finanzmini­
sterium muß einein Türken anvertraut sein. Die V er­
waltungsposten werden zu 70 “/o auf Griechen, zu 30 “/o 
auf Türken verteilt )̂, soweit es sich praktizieren läßt. 
In Gebieten, in denen eine Volksgruppe nahezu 100 "/o 
M ajorität hat, w erden die Ämter von dieser Gruppe 
besetzt.

Als Organe der Legislative sind das Repräsentanten­
haus, das aus griechischen und türkischen Zyprioten 
besteht, und zwei gesonderte V ertretungen der Volks­
gruppen eingesetzt. In ihm soll die griechische Bevöl­
kerung mit 70"/» und die türkische Bevölkerung mit 
30 “/o vertreten  sein. Jede Volksgemeinschaft wählt 
ihre Abgeordneten getrennt. Gesetze werden mit ein­
facher M ehrheit angenommen. Verfassungsändernde 
Gesetze jedoch bedürfen einer Zweidrittelm ehrheit 
der griechischen und einer Zweidrittelm ehrheit der 
türkischen Abgeordneten. Außer dem gemeinsamen 
Parlament gibt es noch zwei getrennte Gemeindekam­
mern, die sich mit kommunalen und kulturellen Fra­
gen zu beschäftigen haben. In diesem Zusammenhang 
sei noch erwähnt, daß der Präsident und der Vize­
präsident das Recht haben, alle Gesetze und Beschlüsse 
binnen fünfzehn Tagen an den M inisterrat oder an 
das Repräsentantenhaus zurückzusenden (Vetorecht).

Der O berste Gerichtshof fungiert als höchste richterliche 
Behörde und setzt sich aus einem über zwei Stimmen 
verfügenden „neutralen" P räsiden ten '), einem tür­
kischen und zwei griechischen Richtern zusammen. Der

*) Dieses V erhältn is 70 zu 30 en tsp rid it dem A nteil der Volksge- 
m einsdiaften n id it. Der gried iisd ie  A nteil macht etw a 80 "/• der 
580 000 Einwohner aus, w ährend sid i d ie tü rk isd ie  Vol'ksgiruppe 
aui 17 “/• beläuft.
®) Präsident des obersten  G eriditshofes Ist der bekann te  H eidel­
berger Professor Dr. Forsthoff. .

Präsident des Gerichtshofes wird durch gemeinsamen 
Akt des Präsidenten und des Vizepräsidenten ernannt. 
Dieses Oberste Gericht entscheidet im Konfliktsfall 
zwischen Legislative und Exekutive oder in Fällen, die 
der Präsident oder der Vizepräsident als diskrimi­
nierend gegen eine Volksgemeinschaft ansehen.

W eitere Bestimmungen regeln die Verfügungsgewalt 
Großbritanniens über M ilitärstützpunkte auf Zypern 
sowie die Zusammensetzung und Größe der zyprischen 
Armee. Der Anschluß Zyperns an  einen anderen Staat 
oder die Teilung der Insel sind verboten.

W irtschaftsproblem e

Mit der Verleihung der Souveränität am 16. August 
1960 sind die wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
auf Zypern in den Vordergrund getreten. In der Zeit 
der englischen Herrschaft w ar die W irtschaft Zyperns 
in erster Linie nach den Bedürfnissen des britischen 
M arktes ausgerichtet, so ‘ daß keine auf lange Sicht 
gezielten Maßnahmen für die Entwicklung des Landes 
ergriffen wurden. Der relativ  hohe Lebensstandard, 
den Zypern infolge der Verwaltungs- und M ilitäraus­
gaben der dort stationierten Briten zu verzeichnen 
hatte, ist gesunken, nachdem die britischen Aufwen­
dungen hierfür erheblich reduziert worden sind. Dies 
hatte zur Folge, daß sich das Bruttosozialprodukt, das 
1957 etwa 86 Mill. zypr. £ betrug, im Jahre  1960 nur 
auf 78,4 Mill. zypr. £  belief. ®)

Die W irtschaft Zyperns zeigt heute alle Merkmale 
eines unterentwickelten Agrar- und Rohstofflandes: 
große Abhängigkeit bei Konsum- und Investitionsgü­
tern, relativ hohes Bevölkerungswachstum, Kapital­
mangel, extensive Bodenbewirtschaftung und unaus- 
genutzte Arbeitskräfte. In diesem Stadium seiner Ge­
schichte hat sich Zypern die Aufgabe gestellt, einen 
großen Teil seiner . M ittel für die Entwicklung der 
Landwirtschaft, der Infrastruktur und für die Schaffung 
bzw. Verbreiterung der industriellen Basis einzusetzen. 
Die Aufstellung und Durchführung von W irtschaftspro­
grammen für den Zeitraum 1962/1966 schaffen Voraus­
setzungen, die gewiß zu einer W irtschaftserschließung 
der jungen Inselrepublik führen.

®) Vgl. h ierzu aud i: 
• Nr. 19, 1962.

.A ußenhandelsb lä tte r d e r Com m erzbank",

Die DEUTSCHE BUNDESBAHN
befördert jedes Gut jeder Zeit

#  Moderne Güterwagen, auch für schwerste Güter 
O  Großbehälter verschiedener Art
#  Paletten für rationellen Versand
#  Güterkrofiverkehr

sind nur einige der von ihr gebotenen Möglichlceiten.

Darum - Transport Ih r Vorteil
Bundesbahndirektion Hamburg
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D er F ü n f ja h resp la n  1962/1966

Der Füntjahresplan ’) soll folgende Ziele erreidien:

1. Umformung der Land w irtsdiaft zur Erhöhung der 
landwirtsdiaftlidien Produktivität.

2. Sdiaffung und V erbreiterung aller Grundlagen für 
eine Industrialisierung (z. B. Ersdiließung der Ener­
giequellen, Bau von Kraft- und W asserwerken, 
Straßen, Häfen usw).

3. Erweiterung der tedinisdien und sozialen Infra­
struktur.

4. Sdiaffung und Erweiterung von Einkommensquellen.

H iernadi ist vorgesehen, Investitionen in Höhe von 
61,97 Mill. zypr. £  vorzunehmen, die zur Hälfte aus 
ausländisdien Krediten finanziert werden sollen, wäh­
rend die anderen finanziellen M ittel durdi Sparmaß­
nahm en im Haushalt, Emission von Staatsanleihen und 
steuerpolitisdie Maßnahmen besdiafft werden sollen. 
Es wird damit in concreto bezweckt, das Bruttonatio­
naleinkommen von 78,4 Mill. zypr £  im Jahre 1960 
auf 108 Mill. zypr. £  Ende 1966 zu steigern. Das ist 
eine jährlid ie  Zuw adisrate um 6,2 V».

Aufwendungen für den Fünfjahresplan 1962/1966 *)

Sektor 1000 zypr. £

Landwirtschaft 7 000
Staudäm m e 10 000
W asserversorgung 4 000
H ydrologisdie und

geophysische Forschg. 2 000
Viehzucht 500
Forsten 1 000
Entwicklungsbank 600
Fischerei .400
Frem denverkehr 3 000

Sektor 1000 zypr. £

Häfen 11 100
Flughäfen 8 800
Straßenbau 5 460
Fernm eldew esen 1 400
E lektrifizierung 10 530
Öffentliche G ebäude 500
G esundheitsw esen 2 000
Soziale Fürsorge 600
üb rig e  Bereiche 1 000

Insgesam t 61 970

‘) Vgl, h ierzu  a u * ;  M itteilungen der B undesstelle  für A ußen­
handelsinform ation, N r. 70, Köln 1962, S. 5.

Die Investitionsvorhaben des Fünfjahresplanes tragen 
besonders der Tatsadie Redinung, daß 51 Vo der Be­
völkerung in der Landwirtsdiaft tätig sind. Es müssen 
deshalb Maßnahmen getroffen werden, die die land- 
w irtsdiaftlidie Produktion Zyperns zu einem Optimum, 
sowohl in Riditung auf den Export wie audi auf den 
Inlandsverbraudi, führen. Soldie Maßnahmen sind:

1. Intensivierung der Feldbewirtsdiaftung durdi V er­
größerung der bewässerten Bodenflädien, durdi 
M edianisierung und Verbesserung der Düngung.

2. Nutzbarmadiung von unfruditbaren Bodenflädien.
3. Erriditung von Pflanzenstationen, die den Bauern 

ausgewählte Pflanzensorten zu subventionierten 
Preisen zur Verfügung stellen.

4. Zuteilung von Land an besitzlose Bauern und zu- 
sätzlidie Vergabe von Land an Kleinbauern. V er­
teilt werden sollen dabei die im Staats- und Kirdien- 
besitz befindlidien Ländereien.

5. Anpassung des A grarkredits an die landwirtsdiaft- 
lidien Erfordernisse.

6. Gründung einer staatlidien Versidierungsinstitution 
für Landwirtsdiaft.

7. O rganisation des Absatzes, der Verarbeitung und 
der Ausfuhr landw irtsdiaftlidier Produkte.

Ferner w erden Maßnahmen für die Förderung der 
V iehzudit und der Aufforstung vorgesehen.

M a ß n a h m en  z u r  ind u s tr ie llen  E n tw ick lu n g

Der Industrie ist gleidifalls eine wichtige Rolle beim 
Aufbau der W irtsdiaft zugedadit. Diesem Zwedc die­
nen die vorgesehenen Beträge für die Elektrifizierung, 
für den Ausbau der Häfen und für den Straßenbau. 
Dadurdi soll ein günstiges Investitionsklim a gesdiaffen 
werden, das audi private Investoren veranlassen wird, 
sich als schöpferisdie Kräfte an der Industrialisierung 
der Insel zu beteiligen. A ndererseits sollen durdi die 
Gründung einer Entwidclungsbank den Unternehniern 
Kredite zur Verfügung gestellt werden. Die Entwidc- 
lungsbank wird ein privates Unternehmen sein, an 
dem sidi die Regierung mit einem Betrag von 600 000 
zypr. £ beteiligen wird. W eitere Maßnahmen, die die 
Industrialisierung der Insel besdileunigen sollen, sind:

1. Heranziehung von A uslandskapital durdi beson­
dere Begünstigungen.

2. Ausbildung von Fadikräften (Tedinikern und V er­
waltungsfachleuten) im In- und Ausland.

3. Sdiutzzollpolitik für die inländisdie Industrie, die 
ihre mangelnde Konkurrenzfähigkeit berüdssiditigt, 
sie aber n id it erstarren läßt.

A ußer der Forcierung des Erzbergbaus bei der Gewin­
nung von Kupfer- und Eisenpyrit, Asbest, Chromerz 
und Gips sind die Erriditung von Industrieeinheiten, 
wie z.B. eine Superphosphatfabrik, eine Ölraffinerie, 
eine Glasfabrik, ein Keramikwerk, geplant. H ierdurdi 
sollen Arbeitsplätze für etwa 20 000 Erwerbslose ge­
sdiaffen und das Außenhandelsdefizit m öglidist abge­
baut werden.

Die Handelsbilanz 1960 und 1961
{in M ill. zypr. £)

Jah r Einfuhr A usfuhr D efizit

1960
1961

39,13
40,44

19,23
17,78

19,90
22,66

7) Die H auptthesen  d ieses Entwicklungsplanes sind e iner UN-Kom- 
m lssion un ter Führung von W . L. Thoip zu verdanken, die diese 
b ere its  kurz nach der Ausrufung der Republik Zypern ausgearbe ite t 
hat. V gl. W . L. T h  o r  p r »Cyprus-Suggestion for a  developm ent 
Program m “, N ew  York, 1961.

Q u e l l e  : S ta tis tisd ie  A bteilung des Finanzministeriumis, N ikosia 
1962.

Zu einem w iditigen Träger von Deviseneinnahmen läßt 
sid i wegen der hervorragenden klirnatisdien Bedingun­
gen auf Zypern der Touristenverkehr ausbauen. Da 
das Handelsbilanzdefizit in der Zahlungsbilanz nidit 
mehr wie zuvor von den Verwaltungs- und Militär- 
ausgaben der britisdien Truppen völlig gededct wer­
den kann, bleibt der Frem denverkehr eine der bedeu­
tendsten Devisenquellen, und man will ihn durdi sy- 
stem atisdie W erbung, Finanzierung neuer Hotels, 
M odernisierung der bestehenden Hotels, Ausbildung 
von Fadipersonal und Verbesserung der V erkehrs­
verbindungen fördern.

Z yp ern  u n d  d ie  EW G

Der Beitritt Großbritanniens zur Europäisdien W irt- 
sdiaftsgem einsdiaft w ürde für Zypern als Mitglied des 
Commonwealth den Fortfall der Präferenzen der nadi
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England ausgeführteri W aren bedeuten. Deshalb wa:r 
es nicht überrasdiend, daß die Zyprisdie Regierung in 
der Kabinettssitzung vom 19. Oktober 1962 besdiloß, 
die EWG um Aufnahme von Verhandlungen über die 
Möglidikeit eines Anschlusses Zyperns an die Gemein­
sdiaft zu ersuchen,

Sowohl in  politisdien w ie audi in  w irtsdiaftlidien 
Kreisen Zyperns befürwortet man einen Assoziierungs­
status wie den Griedienlands. Obgleidi das A thener 
Assoziierungsabkommen ®) n id it als ein Präzedenz­
fall, sondern als ein V ertrag sui generis angesehen 
werden muß, wie es sidi aus dem Protokoll Nr. 10 
des Rates der EWG vom 19. Mai 1961 ergibt, dürfte 
eine befriedigende Lösung audi für das w irtsdiaftlidi 
sdiwadie Zypern innerhalb der EWG nid it unmöglidi 
gemadit werden.

Es ist n id it zu übersehen, daß sidi ein mit der EWG 
■assoziiertes Zypern einem immer härter werdenden 
W ettbewerb für viele seiner traditionellen Ausfuhr­
artikel auf den Absatzmärkten der Gemeinsdiaft aus­
setzen wird. Dies dürfte jedoch dadurdi kompensiert 
werden, daß die Vergrößerung des M arktes Startchan­
cen für die Erriditung von neuen Industriezweigen

infolge kostenmäßiger und absatzmäßiger Vorteile mit 
sidi bringt. In der Eigensdiaft eines assoziierten Mit­
glieds der EWG hätte  Zypern audi mehr Chancen, 
Kapital aus den EWG-Ländern zu erhalten, dessen 
die junge Inselrepublik für die Verwirklidiung ihres 
ersten Entwidclungsplanes imbedingt bedarf.

Eine möglidist sukzessive und reibungslose Entwidt- 
lung der Volkswirtsdiaft Zyperns erfordert ferner, 
daß der Außenhandel der Insel an einem breiteren 
Absatzm arkt als dem bisherigen partizipiert. Die jetzigen 
Außenhandelspositionen zeigen, daß die Ausfuhren 
Zyperns hauptsädilidi auf einen oder zwei M ärkte an­
gewiesen sind. Aus diesem Grunde ist das Problem der 
fluktuierenden Einkommen, das alle Rohstoffländer zu 
m eistern haben, hier in nodi stärkerem  Maße akut; 
denn somit sind Preissdiwankungen oder eine ungün­
stige Entwidclung der Nadifrage nach Rohstoffen auf 
einem oder zwei M ärkten stärker zu spüren als auf einem 
breiteren  M arkt. Eine Assoziierung Zyperns mit der 
EWG würde sidierlidi audi zu einer Verbesserung der 
Außenhandelsrelationen und daher zu einer Milde­
rung der Krisenabhängigkeit bei der landwirtsdiaft- 
lichen und der Rohstoffproduktion beitragen.

Jemen - ein neuer Entwidclungspartner
Hans-Armin Reinartz, z. Z. Hamburg

Es w ar sehr ungewöhnlidi, daß die neue Revo­
lutionsregierung in Jem en im Oktober von der 

Bundesrepublik als erstem w estlidiem  Land anerkannt 
wurde, zu einer Zeit, als nodi längst n id it entsdiieden , 
war, ob sidi die Revolutionäre überhaupt halten wür­
den. Es gesdiah nadi A bspradie mit den w estlidien 
Verbündeten der Bundesrepublik und gewissermaßen 
stellvertretend für den W esten,, dem in Nahost in 
vielfadier H insidit die Hände gebunden sind — aber 
es hat der Bundesrepublik bei den neuen Herren des 
Jemen einen sehr guten Namen verschafft.

A ngelsächsisches D ilem m a

Die USA müssen auf die Gefühle des Königs Saud 
Rücksicht nehmen, der natürlich ein sdiarfer Gegner 
republikanischer und zudem noch Nasser-freundlicher 
Bewegungen in seinem Nachbarland Jem en ist. Die 
USA haben nämlich starke Erdölinteressen in Saudisch 
Arabien, und das Verhältnis der arabisch-amerikani­
schen Erdölgesellschaft ARAMCO zum König darf in 
keiner W eise politisch belastet werden.

Großbritannien steckt in einem besonderen Dilemma: 
London wird nicht um eine Anerkennung der neuen 
Republik herumkommen, obwohl die Revolutionäre 
von Saud, von Jordaniens englandfreundlichem König

*) Dies bestä tig t d ie Behauptung von  W . M. S c a m m e l l :  .D ie 
Commonwealth-Bindungen beruhen  m ehr auf R ealität als auf Senti­
m entalität“, Vgl. .G roßbritannien , das C om m onwealth und neues 
Europa“ in; W irtsd iaftsd ienst, Nr. 5/1962, S. 212.

Vgl. P. P a p a d a s  : „Das A thener A ssoziationsabkom m en m it 
der EWG“, in; W irtsd iaftsd ienst, N r. 9/1962, S. 402 ff.

Hussain und den Emiren und Scheichs im ter britischem 
Schutz an den Küsten Arabiens feindlich betrachtet 
werden. Die Potentaten werden eine Anerkennung 
als einen V errat Londons an ihrer Treue zu Großbri­
tannien ansehen, zumal die neuen H erren des Jemen 
die Agitation der früheren jemenitischen Herrscher 
gegen die britisdie Kolonie und das britische Protek­
toratsgebiet Aden noch verstärken werden. Aber was 
wird London wie den anderen Westmächten in Zu­
kunft schließlich anderes übrig bleiben, als die Repu­
blik anzuerkennen. Eine Nichtanerkennung würde nur 
den Einfluß Moskaus und Nassers an den Grenzen 
der amerikanischen ölgeb iete  und der britischen Pro­
tektoratsgebiete verstärken.

D eutsch-jem enitische W irtscha ftsbeziehungen

Der A nerkennung der Republik durch die Bundes­
republik folgte prompt die Bitte um Wirtschaftshilfe. 
Die Bundesrepublik hat schon .einmal großzügige Hilfe 
geboten: sie gab 1961 eine Anleihe in Höhe von 
4 Mill. Rial (etwa 13 Mill. DM). Ägypten hat sofort 
nach Ausbruch der Revolution in bedeutendem Aus­
maß Wirtschaftshilfe für Jem en angeboten, aber in 
der W irklichkeit ist die Hilfe jetzt keineswegs so 
großartig, und der Jem en muß für seine Wirtschafts­
pläne dringend westliche Hilfe suchen. Der Revolu­
tionsführer und jetzige S taatspräsident Sallal erbat 
in Bonn eine erste  Kredithilfe in Höhe von 10 Mill. DM 
zum Kauf von Landwirtschaftsmaschinen. Die w est­
deutsche W irtschaftshilfe sollte nach den V orstellun­
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